




Gesellschaft. Stadt. Verdrängung.

Heidelberg. Eine Stadt für alle?
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Ö�entliches Leben bedeutet immer auch gesellschaftlichen Diskurs. Doch so-
wohl der gesellschaftliche Diskurs, als auch das ö�entliche Leben, drohen einzu-
schlafen, ja eingeschläfert zu werden. Du hast die Broschüre in diesem Moment
in der Hand und Du hast sie geö�net. Das bedeutet, du scheinst interessiert an
ihrem Inhalt zu sein. Wir möchten dich gar nicht lange davon abhalten, darin zu
stöbern. Es soll nur kurz dargelegt werden, warum und wie diese Broschüre ent-
standen ist. Im Sommer 2013 hat sich im Zusammenhang mit der Nachttanzdemo
2013 in Heidelberg eine kleine Gruppe zusammengefunden, die sich nicht nur mit
der Organisation auseinander setzen wollte, sondern auch mit den Thematiken,
die die Nachttanzdemo anspricht. Eine Demonstration kann Aufmerksamkeit auf
sich zu ziehen, ist selbst aber als Mittel leider nicht besonders gut dazu geeig-
net, Inhalte zu vertiefen. Ziel dieser Broschüre ist es deswegen, Inhalte weiter zu
beleuchten und über die Inhalte der Demo hinauszugehen, nicht als Begleitheft,
sondern als unabhängiges Medium. Dabei soll diese Broschüre alle erreichen, die
interessiert sind, und einen Einstieg in diese Themen suchen, genauso wie jene,
die vielleicht nur ganz zufällig diese Broschüre in die Hand bekommen, und sich
plötzlich mit Inhalten konfrontiert sehen, die sie bis jetzt noch nicht beschäftigt
haben.

Wir ho�en, dass die Broschüre mithelfen kann, eine gesellschaftliche Debatte

anzufachen, was ö�entliches Leben heute bedeutet und morgen bedeuten soll,

damit wir einer freien Gesellschaft näher kommen können. Wir wünschen Dir

viel Spaÿ beim Lesen und ho�entlich viele spannende Anregungen.



Heidelberg hat viele Gesichter. Die Altstadt guckt wie eine Schaufensterpuppe,

sehr hübsch aber irgendwie künstlich. Die eine Weststadt hebt behäbig die Augen-

brauen über das Stirnrunzeln der anderen Weststadt, deren Miete schon wieder

erhöht wurde. Der Emmertsgrund hat für dieses Luxusproblem vielleicht ein süf-

�santes Grinsen übrig. Bergheim ist viel zu hip sich darum zu kümmern und setzt

ein Pokerface auf. Kirchheim und Wieblingen blicken aus runzligen Gesichtern

voller Lach- und Zornesfalten nachdenklich auf ihre Umgebung. Die Bahnstadt

strahlt wie ein frisch mit Naturkosmetik eingeschmierter Babypopo. Insbesonde-

re die Umgebung des Heidelberger Hauptbahnhofs hat ihr Gesicht in den letzten

Jahren stark gewandelt. Wo einst das Autonome Zentrum stand, drängt sich eine

schicke Lounge an die nächste. Wo Kinder sich durchs hügelige Brachland wühl-

ten, errichten Baukräne Stadtvillen, Eigentumswohnungen und Wissenschafts-

zentren. Was kaum für möglich gehalten wurde, tritt nun ein: Die Heidelberger

Mietpreise steigen tatsächlich noch weiter, und plötzlich erleben Heidelberger Aka-

demiker*innen, was es bedeutet, dieses seltsame Wort: Verdrängung.

Verdrängung durch �nanziellen Druck

Menschen mit weniger Geld oder
Hochschulzeugnissen geht es schon
seit Jahrzehnten so. Die Stadt wird
aufgewertet, alles renoviert, alles
hübsch � aber nicht umsonst. Ge-
zielt werden zahlungskräftige Men-
schen, die es gern schick haben und
die Wirtschaft ankurbeln sollen, an-
gelockt. Wer sich das nicht leisten
kann, soll eben woanders hin. Wer
wenig Geld hat, soll eben an den
Stadtrand ziehen. Wer fast keins
hat, muss eben nach Boxberg und
Emmertsgrund, da kriegt der Rest
von Heidelberg am wenigsten da-
von mit. Dieser �Gentri�zierungs-
prozess� hat nichts mit bösem Wil-

len zu tun. Wer Immobilien be-
sitzt, will einfach nicht weniger dar-
an verdienen, als es möglich wä-
re. Sonst wartet schon die Konkur-
renz auf die Übernahme. Also wird
renoviert, egal ob die alten Mie-
ter*innen es wollen oder nicht, und
so lange Gewinn gemacht, wie neue
Mieter*innen bereit sind, die neuen
Preise zu zahlen.

Der Gentri�zierungsprozess ist
Ausdruck sozialer Ungleichheit. Es
wäre wünschenswert, dass die Men-
schen gar nicht mehr derart un-
terschiedliche Mittel zur Verfügung
hätten um ihr Leben zu gestalten.
Niemand sollte um die Früchte der
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eigenen Arbeit gebracht werden. Es
sollte keine einseitigen Abhängigkei-
ten zwischen Menschen geben, bloÿ
weil die eine Person arm und die
andere reich ist. Doch ein Arbeits-
vertrag regelt keinen gleichwertigen
Tausch; nicht einmal, wenn man al-

len Ernstes die eigene Lebenszeit
gegen produziertes Geld aufrech-
net (eigentlich eine absurde Vorstel-
lung). Bis diese Verhältnisse über-
wunden sind, gilt es, die Folgen der
Ungleichheiten so gut es geht abzu-
schwächen.

Gentri�zierung

Der Begri� bezeichnet einen sozialen, kulturellen und ökonomischen
Umstrukturierungsprozess von Stadtteilen. Zu Beginn dieses Prozesses ist
benannter Stadtteil vor allem von Menschen bewohnt, die �nanziell schwä-
cher stehen, wie Arbeitslose, Einwander*innen, da die Mieten in diesem
Stadtteil besonders niedrig sind. Grund dafür ist auch eine niedrige Wohn-
qualität.

Diese Stadtteile werden nun von anderen Bevölkerungsgruppen besie-
delt, die dieses Viertel aufgrund der niedrigen Mieten als lohnenswert er-
achten, wie Studierende, Künstler*innen. Damit beginnt eine Aufwertung
des Stadtteils. Steigende Mieten auf Grund der höheren Nachfrage füh-
ren zu Verdrängung, in welchem eine räumliche Trennung beispielswei-
se aufgrund von Einkommen erfolgt. Im Zuge der Aufwertung wird die
Wohnqualität verbessert, beispielsweise durch Restaurierungen, es entste-
hen Freizeitangebote etc., und die Mieten steigen. Durch die nun hohen
Mieten werden jedoch viele vertrieben. Das Viertel wird zu einem bekann-
ten Szeneviertel, dessen Miete sich nur noch Menschen mit höherem Ein-
kommen leisten können. Damit erfolgte eine räumliche Trennung aufgrund
von Einkommen, der Stadtteil wurde sozial umstrukturiert.

Verdrängung durch polizeiliche Maÿnahmen

Menschen, bei denen Unglücksfäl-
le und Unwägbarkeiten zusammen-
kommen, landen manchmal schnell

auf der Straÿe. Nicht jeder Mensch
ist imstande, es mit dem Amt
aufzunehmen, um nach wochenlan-
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gen bürokratischen Strapazen und
vollständiger O�enlegung aller per-
sönlichen Finanzdetails doch noch
Wohngeld oder Hartz IV zu be-
kommen. Man sollte meinen, ei-
ne Stadt würde die Verantwortung
übernehmen, sich dem Problem an-
zunehmen, Hilfestellung zu leis-
ten, und anzuerkennen, dass Hartz
IV als Grundsicherung eines men-
schenwürdigen Lebens nicht an Be-
dingungen geknüpft werden kann.
Stattdessen wird das Problem so
gut es geht ignoriert und mithil-
fe von Securitys und Ordnungsamt

an möglichst unau�ällige Orte ver-
lagert.

In der Heidelberger Altstadt
gibt es wenige Obdachlose? Diese
werden eben sofort zur Kurfürsten-
anlage geschickt, ehe sie die Konsu-
ment*innen und Tourist*innen beim
Shoppen irritieren. Nirgendwo in
den Geschäftseingängen der Heidel-
berger Straÿen schlafen nachts Leu-
te? Dort werden sie nämlich auf-
gescheucht, und suchen ihr Glück
deshalb lieber unter Brücken und
in versteckten provisorischen Unter-
künften am Rand der Stadt.

gender

Der Begri� stammt aus dem Englischen, wobei zwischen dem biologi-
schen Geschlecht, sex, und dem sozialen, gender, unterschieden wird. Durch
die Unterscheidung von sex und gender soll deutlich gemacht werden, dass
vor allem Verhaltensweisen kein Resultat biologischer Gegebenheiten sind,
sondern aufgrund von Erziehung und Sozialisation erfolgen.

Verdrängung durch diskriminierende Gesetze

Dank �nanziellem oder polizei-
lichem Verdrängungsdruck bleibt
nichts als die Flucht zu den Rän-
dern und Nischen der Stadt. Nicht
einem Verdrängungsdruck, sondern
direkter Ausgrenzung ist hingegen
ausgesetzt, wer bereits vor Gefah-
ren und Leid ge�ohen ist, die in Hei-

delberg als unvorstellbar gelten dür-
fen. Asylbewerber*innen bekommen
in Heidelberg keine normale Sozial-
wohnung � sie müssen in �Sammel-
unterkünften� leben, die sie selbst
�Lager� nennen. Der erste Unter-
schied besteht in der Gröÿe der Zim-
mer, der zweite in der Lage. Hei-
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delberg rühmt sich für seine mo-
derne Sammelunterkunft mitten in
der Stadt � verglichen mit Lagern
im Nirgendwo zwischen Schrott-
platz und Hundezwinger (wie in
Sinsheim) sicher, aber der Rand
des Pfa�engrunder Gewerbegebiets
ist immer noch weit genug ab vom

Schuss, um Menschen, die sich we-
der ein Fahrrad noch ein Bahn-
ticket leisten können, e�ektiv von
der Teilhabe am gesellschaftlichen
Leben fernzuhalten. Die mangeln-
de Nachbarschaft, abgesehen von ei-
nem Studierendenwohnheim 100m
weiter, tut ihr übriges.

Gendering

Der Begri� beschreibt den Versuch, Sprache möglichst geschlechterge-
recht beziehungsweise geschlechtsneutral zu nutzen. Dazu werden beispiels-
weise bei Personenbeschreibungen nicht nur die männliche Form genutzt,
sondern es wird versucht, durch Markierung Frauen sowie Menschen, die
sich zu keinem dieser Geschlechter zuordnen möchten oder können, eben-
falls zu nennen. In der Schriftsprache erfolgt dies durch die Nutzung einer
neutralen Form (Studierende) oder durch verschiedene Arten des Gen-
derns: Zunächst trat das Binnen-I (StudentIn) in den Fokus, da es so-
wohl Männer als auch Frauen berücksichtigt. Darauf aufbauen wurde das
gender

	
gap (Student

	
in) verwendet, um durch den Unterstrich den Platz

zu symbolisieren, der Menschen, die sich weder als Mann noch als Frau
fühlen, eingeräumt werden sollte. Eine noch weitergehende Form des Gen-
derns stellt das Sternchen (Student*in) dar. Das Sternchen steht für die
unendlich vielen Geschlechter und wird auch in der dieser Broschüre ver-
wendet.

Die Stadt Heidelberg könnte ein
menschenwürdigeres Leben für Ge-
�üchtete ganz einfach fördern. Sie
kann das Gutschein- durch ein Bar-
geldsystem ersetzen, und statt des
zentralen Lagers eine dezentrale Un-
terbringung mitten unter anderen
Heidelberger*innen einführen. Diese

Schritte sind überfällig und können
vor Ort entschieden und umgesetzt
werden.

Das Ergebnis solcher Verdrän-
gungs- und Ausgrenzungsprozesse
sind hart voneinander abgetrennte
Bereiche, in denen die Menschen
durch die unsichtbare Hand des
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Marktes und den sichtbaren Arm
des Staates entzweit werden. Das of-
�zielle Gesicht der Stadt entspricht
nur wenigen. Im Gewerbegebiet, oh-
ne direkte Nachbarn, ohne Geld, in
ständiger Unsicherheit über die An-
erkennung ihrer Fluchtgründe, ha-
ben Ge�üchtete gar keine Möglich-
keit, ein menschenwürdiges Zusam-
menleben in Heidelberg zu gestal-
ten. Hier hat Heidelberg ein sehr
trauriges und besorgtes Gesicht.

Asylbewerberleistungsgesetz

Bevor dieses Gesetz verabschie-
det wurde, bekamen Ge�üchtete
dieselben Sozialleistungen, wie ge-
nauso mittellose Deutsche. Mit die-
sem Gesetz wurde das geändert, so-
dass Ge�üchtete wesentlich weni-
ger �nanzielle Mittel bekamen, 2012
z.B. 225e statt 374e Hartz IV.
Dies wurde vom Bundesverfassungs-
gericht am 18.07.2012 als Verstoÿ
gegen die Menschenwürde gekippt.
Es besteht auÿerdem die Möglich-
keit, statt Geld nur Gutscheine oder
Sachleistungen zu geben; in Heidel-
berg gibt es Gutscheine. Auch die
medizinische Versorgung ist einge-
schränkt.

Bei den übrigen Stadtbewoh-
ner*innen werden rassistische Vor-
urteile durch die Trennung der
Ge�üchteten vom Rest der Stadt

begünstigt: Ge�üchtete erscheinen
nicht als Nachbar*innen, sondern
als �die Leute da drüben im
Heim�. Statt einander kennenzuler-
nen, bleibt man einander eher fern,
sodass allerlei Vorurteile ohne jede
Korrektur vor sich hingären können.

Anfang der 1990er steigerten
sich die Vorurteile an vielen Orten,
im Osten wie im Westen, bis hin
zu Pogromen, in denen brennende
Asyllager und �iehende Ge�üchtete
neben Bratwurstbuden und Hitler-
grüÿen die Bilder in den Nachrich-
ten prägten. Viele Medien reihten
sich in den Zynismus der Situation
ein und sprachen daraufhin nicht
etwa von einem Rassismusproblem,
sondern von einem �Asylproblem�.
Folgerichtig unternahm die Politik
dann auch wenig gegen den weitver-
breiteten Rassismus in der Bevöl-
kerung, oder gegen die organisier-
ten Nazis etwa beim Thüringer Hei-
matschutz, sondern schränkte das
Menschenrecht auf Asyl stark ein.
Nur wer nachweislich politisch, re-
ligiös oder sexuell verfolgt ist, kann
überhaupt noch Asyl in Deutsch-
land gewährt bekommen. Bürger-
krieg ist kein Asylgrund (�instabi-
le Verhältnisse�), ebensowenig Na-
turkatastrophen (�Klima�üchtlin-
ge�) oder Hungersnot (�Wirtschafts-
�ucht�). Seit das Asylbewerberleis-
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tungsgesetz 1993 eingeführt wur-
de, bekommen Ge�üchtete auÿer-
dem wesentlich weniger als die ver-
fassungsrechtliche Grundsicherung.
Zudem wird ein Groÿteil des Be-
trags nicht als Geld, sondern als
Gutscheine ausgezahlt, die nur in
bestimmten Läden für bestimmte

Güter gelten. Das ist entmündigend.
Dass ein Land, das für den gröÿten
Flüchtlingsstrom des 20. Jahrhun-
derts die Verantwortung trägt, so
mit Menschen umgeht, die vor Ver-
folgung, Folter, Vergewaltigung und
Todesgefahr ge�üchtet sind, zeugt
von Geschichtsvergessenheit.

Unkommerzielle Räume

Sobald man sich in der Heidelber-
ger Altstadt aufhält, ohne Shop-
pen oder Weggehen zu wollen, weiÿ
man nicht mehr recht wo man hin
soll. Die gesamte Erdgeschossetage
der Hauptstraÿe gleicht einer An-
einanderreihung von Werbekatalo-
gen. Die angebotenen Waren leis-
ten kann man sich bis auf weni-
ge Ausnahmen nicht, und vielleicht
hat man auch gar keine Lust auf
den Kram. Die Straÿen sind gep�as-
tert mit Cafés, aber man darf sich
nirgends hinsetzen, ohne überteuer-
te Getränke zu kaufen. Aufenthalts-
möglichkeiten, wo man selbst ent-
scheiden könnte, welche Musik läuft,
ob man Getränke konsumieren will
oder nicht, wie lange man bleibt,
erscheinen beinahe undenkbar. Wer
sich mit Ghettoblaster an den Stra-
ÿenrand oder auf Plätze setzt, wird
binnen Minuten vom �Sicherheits-

personal� der Läden oder vom Ord-
nungsamt verscheucht. Wer nicht
aus Heidelberg kommt, verbindet ei-
ne andere Architektur mit dieser
Beschreibung, doch die Erdgeschos-
se der Innenstädte sehen seit de-
ren �Modernisierung� in den 1970ern
überall gleich aus.

Besonders krass ist die Situation
für Jugendliche in der zunehmend
spärlichen Freizeit neben Schule und
Hausaufgaben. Während Studieren-
de vor dem Kommerz der Altstadt
in ihre WGs �iehen können, bleibt
Jugendlichen bestenfalls der Park-
platz am Supermarkt. Man hat tau-
send Ideen, das gesammelte Wissen
des Internets steht bei der Umset-
zung zur Seite � aber leider fehlen
die Ressourcen und die Orte, das zu
tun.

Es gab und gibt in Heidelberg
immer wieder Initiativen, die die-
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sen Zustand nicht länger hinneh-
men wollen, und sich ihren Raum
selbst scha�en wollen. Wenigstens
als Insel inmitten der kapitalisti-
schen Gesellschaft. �Freiraum� war
einst das Stichwort für diese Bewe-
gung; und alle wussten, was gemeint
war: ein Raum, dessen Nutzung von
den Benutzer*innen selbst bestimmt
und organisiert wird, wo es keinen
Konsumzwang gibt, wo man frei ist
von ausgrenzenden und diskriminie-
renden Zuschreibungen und einfach
sein kann, wer man ist.

Heute ist �Freiraum� das Wer-
bemotto der Bahnstadt � �Freiraum
für Ideen�. Im Stadtentwicklungs-
plan wird man ebenfalls fündig �
hier meint �Freiraum� beispielswei-
se Grün�ächen und Biotope. Ei-
ne weitere Nutzung des Worts im
Stadtentwicklungsziel �Freiraum für
unterschiedlichste kulturelle Aus-
drucksformen� lässt dagegen auf-
horchen und stimmt ho�nungs-
voll. Doch schon der Blick in den
�Nachhaltigkeitsbericht 2011� wo
die Erreichung dieses Ziels disku-
tiert wird, lässt die Illusion verpuf-
fen: Hier wird auf Bildungsangebote
der Stadt, die Museen und das städ-
tische Theater verwiesen � wichtige
und gute Dinge, aber eben kein Frei-
raum!

Freiräume in Heidelberg �
die �unendliche Geschichte�
wird zur Tragödie

Entsprechend liest sich dann
auch der Umgang der Stadt mit
Freiraum-Initiativen in der Vergan-
genheit wie eine Tragödie. 1999 wur-
de das Autonome Zentrum (AZ)
Heidelberg geräumt, das bis dahin
ein wichtiger Anlaufpunkt für Ju-
gendliche war und einen selbstver-
walteten Raum für vielfältige poli-
tische und kulturelle Angebote bot.
Die Lücke, die damit gerissen wur-
de, kla�t bis heute. An ihre Stelle
ist der hippe medienwirtschaftliche
Freelancer-Stadtteil Bergheim ge-
treten.

Es folgte eine Verhandlungspha-
se zwischen den ehemaligen AZ-
Nutzer*innen und Bewohner*innen
mit der Stadtverwaltung � diese hat-
te bei der Räumung des AZ Ersatz
versprochen � welche von unver-
ständlichen Verzögerungen und Ein-
schränkungsversuchen seitens der
Stadtverwaltung behindert wurde.
Als sich im Zuge dessen der Kon-
�ikt in Wort und Tat, beispielswei-
se durch Raumnahmen und Haus-
besetzungen, verschärfte, zog sich
die Stadtverwaltung aus den Ver-
handlungen zurück, da man nicht
mit �Gewalttätern� � so lautete in-
zwischen die gerne gebrauchte Un-
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terstellung gegenüber den exilierten
AZ-Nutzer*innen � verhandele.

Autonomes Zentrum (AZ)

Viel mehr als nur ein Haus.
Ein Autonomes Zentrum wird von
den Nutzer*innen selbstverwaltet
gestaltet. Hierarchien jeder Art wer-
den dabei vermieden. Ein AZ bietet
Raum für kulturelles Programm und
politische Arbeit. Dort wird nicht
auf Gewinn gewirtschaftet, sondern
unkommerziell auf Kostendeckung.
Also können sich Jugendiche und är-
mere Menschen die Getränke dort
leisten, wobei es keinen Konsum-
zwang gibt. Der Anspruch eines Au-
tonomen Zentrums ist nichts gerin-
geres, als wenigstens in diesem einen
Haus einer herrschaftsfreien Gesell-
schaft so nahe zu kommen, wie es
inmitten des Kapitalismus geht.

Die Hausbesetzungen wurden
sämtlich durch rigorose Polizeiein-
sätze beendet und blieben somit er-
folglos. Dennoch schienen sie die
einzige verbliebene Möglichkeit zu
sein, um überhaupt für Freiräu-
me aktiv und selbstbestimmt vor-
gehen zu können und nicht von ei-
ner verhandlungsunwilligen Stadt-
verwaltung abhängig zu sein, die
darüber hinaus nicht einmal zu ih-
ren Versprechen stehen mochte. Ei-
ne andere Strategie verfolgte die In-

itiative Anarres, die sich zum groÿen
Teil aus dem AZ im Exil rekrutier-
te. Anarres Ziel ist Ö�entlichkeit für
die Bewegung um ein neues auto-
nomes Zentrum zu scha�en und so,
beispielsweise mit Solipartys, Kre-
ditzusagen und Spenden, Geld für
den Kauf eines eigenen Hausprojek-
tes zusammenzubekommen.

Sie war über Jahre die be-
stimmende Initiative zur Schaf-
fung politisch-kultureller Freiräume
in Heidelberg. Ab 2007 startete
eine neue Generation aus politi-
sierten Jugendlichen mit der In-
itiative für ein Jugendkulturzen-
trum im ehemaligen Bahnbetriebs-
werk einen neuen Versuch Verhand-
lungen zu führen. Sie entstand aus
dem Jugendgemeinderat, war also
entsprechend eng mit ihm verbun-
den, und versuchte im Unterschied
zu einem autonomen Zentrum ein
selbstverwaltetes Jugendkulturzen-
trum auf hauptsächlich parlamenta-
rischem Wege zu erreichen. Der Ju-
gendgemeinderat trieb das Projekt
voran und arbeitete ein Nutzungs-
konzept aus, das 2008 dem Gemein-
derat vorgelegt wurde. Die Behe-
bung des akuten Mangels an Räu-
men für kreative Betätigung, un-
kommerzielle Freizeitangebote und
selbstorganisiertes Leben von und
für Jugendliche schien endlich er-
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reichbar. Doch statt die Pläne der
Jugendlichen durch die notwendi-
gen Baumaÿnahmen zu unterstüt-
zen, berief sich der Gemeinderat lie-
ber auf die Finanzkrise und ver-
tröstete den Jugendgemeinderat auf
eine kleinere �Übergangslösung� im
nächsten Doppelhaushalt.

Als dessen Beschluss 2010 an-
stand, wurde ein zweiter Anlauf
gestartet, diesmal andere, kleinere
Räumlichkeiten gestalten zu dürfen.
Ausgerechnet durch einen Verwal-
tungsakt wurde auch dieser Versuch
nur einen Übergang zu scha�en zum
Scheitern gebracht. Das benach-
barte Chemieunternehmen Henkel-
Teroson erwirkte in Berufung auf ei-
ne sogenannte Gefahrenverordnung
die Abwicklung aller in der Nach-
barschaft angesiedelten Versamm-
lungsorte, womit der Tre�punkt un-
möglich wurde. Dass dahinter die
Sorge vor den eigenen gefährlichen
Produktionsmethoden stand, ist un-
glaubwürdig, insbesondere seit das
Unternehmen Absichten geäuÿert
hat, seinen Firmenstandort auszu-
bauen.

Trotz dieser Geschichte und die-
ser Aussichten gab es 2012 einen er-
neuten Anlauf des Verein für kul-
turellen Freiraum in Selbstverwal-
tung, das selbstverwaltete Jugend-
kulturzentrum zu verwirklichen. Im

fünften Jahr und zum dritten Mal
wurde erneut in monatelanger Ar-
beit ein Nutzungskonzept, diesmal
für die Dischingerstraÿe 5 im Pfaf-
fengrund, ausgearbeitet. In Nach-
barschaft zum Kosmodrom, einer
unkommerziell betriebener Veran-
staltungshalle, welche zuvor eben-
falls der Gefahrenverordnung wei-
chen musste, sollten hier Werk-
stätten, Medienraum, Proberäume,
Gruppenräume und ein Cafébetrieb
mit kleiner Bühne ermöglicht wer-
den.

Der Entwurf wurde von den Ak-
tivist*innen als guter Schritt hin zu
einem selbstverwalteten Jugendzen-
trum gesehen, aber sicherlich nicht
als Ziel aller Bestrebungen. Trotz-
dem erwies sich die verbreitete Ho�-
nung und Aufbruchstimmung als
trügerisch: Die hohen Kosten zur
Renovierung der Halle, die sich im
Planungsprozess als immer maroder
herausstellte, war der Stadt dann
doch wieder zu teuer. Obwohl über
fast ein Jahr zeit- und kosteninten-
siv geplant wurde und die Stadt zu
jedem Zeitpunkt Einblick in der Pla-
nungsprozess hatte, zeigte sie sich
schlieÿlich überrascht von den �un-
erwartet hohen Kosten� beim Um-
bau einer alten Werkshalle mit ur-
alten Leitungen in schallgeschützte
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Räume mit funktionierender Infra-
struktur.

Während der Haushaltsdebatten
kam es zum Showdown bei dem
nicht eine der Beteiligten ihr Wort
hielt. Die Spitze der Standverwal-
tung, der Oberbürgermeister, trug
die Kosten für das Projekt nicht mit
und stellte nicht genügend Geld in
den Haushalt ein. Einigen Vertre-
ter*innen der Politik ging das aber
nicht weit genug und so beantragte
die SPD im Gemeinderat eine wei-
tere Kürzung des Haushaltspostens.
Dass sie keine vollständige Strei-
chung beantragte, zeugt nicht von
ihrem Interesse an selbstverwalteter
Jugendkultur, sondern von ihrem
taktischen Geschick: Es hätte doch
arg schlecht ausgesehen, wenn die
SPD, die sich die Unterstützung der
Jugendkultur immer auf die Fahnen
geschrieben hatte, eine Streichung
der Jugendkultur beantragt hätte.
Eine Kürzung der 1 Mio. Euro im
Haushalt auf 300.000 Euro und ein
paar nette Worte hatte jedoch exakt
denselben E�ekt, und fand prompt
die Mehrheit im Gemeinderat. Der
SPD kommt in diesem Zusammen-
hang aus einem weiteren Grund ei-
ne besondere Rolle zu: Sie hätte mit
ihren Stimmen zusammen mit den
sonstigen selbsternannten �Progres-
siven� im Gemeinderat die Kürzung

abwenden können. Stattdessen folg-
te sie dem rechtsbürgerlichen Lager,
mit dem sowieso niemals zu rechnen
ist, und verlangte selbst eine Kür-
zung.

Diese Politik in der Stadt Hei-
delberg, eine Mischung aus Hinhal-
tetaktik, Wortbruch und Bevormun-
dung, ist unerträglich. Weder über
den Jugendgemeinderat, noch über
unabhängige Initiativen und Verei-
ne hat sich die Stadt Heidelberg in
über 10 Jahren zu irgendeiner Un-
terstützung für ausreichend groÿe
Räume für selbstverwaltete Jugend-
kultur bewegen lassen, jenseits von
Lippenbekenntnissen.

Wer die Geschichte dieser politi-
schen Nichtdurchsetzung selbstver-
walteter unkommerzieller Räume in
Heidelberg kennt, kann keinen Ju-
gendlichen mehr ernsthaft und ver-
antwortungsvoll empfehlen, sich auf
kommunalpolitischem Wege für ih-
re Interessen einzusetzen. Wir wür-
den uns wünschen, dass Heidel-
berg uns Anlass gäbe, diese Emp-
fehlung zur Verweigerung dessen,
was uns als demokratische Kom-
munalpolitik verkauft wird, zurück-
zunehmen, aber darauf bauen kön-
nen wir nicht mehr. Selbstverwal-
tung in Heidelberg wird eingeebnet:
Mal durch eine Verwaltungsbüro-
kratie, die jeden Paragraphen nutzt,

10



um Konzepte einzuschränken, wenn
sie nicht ganz plattgewalzt werden;
mal durch die bürgerliche Stadtpo-
litik, die weder zu konkreten Ver-
sprechen noch zu ihren propagier-
ten Grundsätzen steht. Warum sie

das nicht tut? Eben weil die Politik
gehorsam allen Sparzwängen, denen
sie unterliegt, vorrauseilt, besonders
wenn es darum ginge diese Logik,
wenn auch nur teilweise, zu durch-
brechen.

Stadtmarketing und Stadtplanung

Der Wandel in der Stadtpolitik in
den letzten Jahrzehnten lässt sich
vor allem auch auf einen Wandel
in der Art der Wirtschaftsförde-
rung zurückführen. Es rückte das
�Image� einer Stadt in den Mittel-
punkt, um als Wirtschaftsstandort
gut dazustehen. Aufwendige Image-
kampagnen konzentrierten sich auf
das Auÿenbild der Stadt im globa-
len Wettbewerb der Städte, statt die
Bedürfnisse der Bewohner*innen zu
berücksichtigen.

Ein Beispiel für diesen Wan-
del ist der Kreativwirtschaftsbe-
richt der Stadt Heidelberg, welcher
mit immensem Aufwand ein Bild
der jungen, urbanen, kreativen, �e-
xiblen EinzelkämpferInnen in ro-
mantischer, hipper Atmosphäre er-
zeugen will. Wir erleben hingegen
seit Jahren ein gezieltes Bekämp-
fen von Initiativen und Ideen von
eben diesen jungen, kreativen Köp-
fen, wenn sie sich mit unkommerzi-

ellen Alternativen auseinander set-
zen. Es geht also gar nicht um die
Ideen, sondern nur um die Verwert-
barkeit und den Gewinn, der sich
aus ihnen herausziehen lässt. Es be-
stehen strukturelle Zwänge in einer
Stadtpolitik, welche sich mit einem
Wettbewerb konfrontiert sieht, und
verzweifelt versucht, in ihm zu be-
stehen.

Wir setzen unsere Ideen aber ge-
gen diesen Wettbewerb; Wir ändern
die Prämissen des Ganzen. Wettbe-
werb kann nicht der Weg zur soli-
darischen und emanzipierten Gesell-
schaft sein. Eine Stadtplanung, die
darauf ausgelegt ist, ein attraktives
Image zu erzeugen, ist nicht alterna-
tivlos. Stadtmarketing ist nicht not-
wendig, wenn sich die Stadt als Le-
bensraum beweisen will, anstatt sich
aufzupolieren, um sich verkaufen zu
können.

11



Die Konversions�ächen in
Heidelberg

Die US-Armee hatte nach dem 2.
Weltkrieg einen ihrer gröÿten eu-
ropäischen Stützpunkte in Heidel-
berg eingerichtet. Ihre Flächen, die
sich von auÿen durch Zäune und
Kontrollposten ringsum auszeich-
nen, waren zum Teil bloÿ groÿe Häu-
serblöcke mit Kasernen oder Woh-
nungen für die Angehörigen der Mi-
litärs, zum Teil waren sie als klei-
ne unabhängige Städte in der Stadt
organisiert, mit Kasernen, Wohnge-
bäuden, Schulen und Freizeiteinrich-
tungen. Nun zieht die US-Armee
aus Heidelberg ab, und 2000 Woh-
nungen auf ca. 200ha Fläche in
der Südstadt, Kirchheim und in Pa-
trick Henry Village südwestlich von
Heidelberg werden frei. Weil ihre
Nutzung verändert wird, heiÿen sie
�Konversions�ächen�.

In anderen Städten, beispiels-
weise in Freiburg, haben die Konver-
sionsprozesse ehemaliger Kasernen
günstige und alternativ organisierte
Mietshäuser und andere Projekte er-
möglicht. Viele Heidelberger*innen
setzen groÿe Ho�nungen in die
Konversions�ächen, denn bezahlba-
re Wohnhäuser sind in Heidelberg
äuÿerst rar. Die Vereine Horizon-
te, Communale, Konvisionär, Hage-
Butze, Collegium Academicum und

Wohnstadt-Werkstatt haben sich als
�Heidelberg vernetzt� zusammenge-
tan, um dort ihre Wohn- und Kul-
turinitiativen umzusetzen.

Sie alle wollen Projekte rund um
gemeinschaftliches und selbstver-
waltetes Wohnen aufbauen. Dabei
reichen die angestrebten Wohnfor-
men vom Mehrgenerationenhaus bis
zum Studierendenwohnheim. Mal
stehen enge Nachbarschaft und Ge-
meinschaftsgärten im Vordergrund,
in anderen Konzepten soll zugleich
ein Raum für politische Auseinan-
dersetzung, oder für kulturelle Ver-
anstaltungen gescha�en werden.

Gemein ist den Initiativen je-
doch, dass das alltägliche Leben
in der Wohnumgebung dort von
den Bewohner*innen selbst nach
ihren eigenen Wünschen, Vorstel-
lungen und Möglichkeiten gestal-
tet werden soll. Barrierefreiheit und
das gemeinschaftliche Leben der un-
terschiedlichsten Menschen � sei-
en es Singles, Senior*innen und
Kleinkind-Familien, oder Studieren-
de aller Fachrichtungen und Her-
kunftsländer � gelten dort als selbst-
verständlicher Bestandteil des Zu-
sammenlebens. Diese kleine Verän-
derung in der Frage, ob eine ent-
fernte Verwaltung oder die Bewoh-
ner*innen über die Nutzung von
Haus und Garten entscheiden, wer
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mitmachen darf und wer nicht, ob
aufeinander Rücksicht genommen
wird oder ob weggeschickt wird wer
besondere Bedürfnisse hat, bewirkt
eine groÿe Veränderung im Alltag.
Es wird selbstverständlicher, selbst
zu entscheiden und solidarisch zu
handeln.

Jede Initiative benötigt einen
ganzen Block von Wohnungen, so-
dass nur die Konversions�ächen in
Heidelberg gut geeignet sind. Alle
Wohnformen brauchen Platz in der
Stadt, ob �alternativ� oder nicht.
Die alternativen Wohnprojekte ge-
hören deshalb nicht an den Rand
der Stadt gedrängt (etwa nach Pa-
trick Henry Village), sondern mitten
hinein. Die Flächen in der Südstadt
(Mark Twain Village) und in Kirch-
heim (Patton Barracks) sind dafür
am interessantesten.

Zunächst fallen die Konversions-
�ächen an die Bundesimmobilien-
anstalt (BIMA), die aufgrund der
Staatsverschuldung gesetzlich ver-
p�ichtet ist, diese meistbietend zu
versteigern. Das geschieht in relativ
groÿen Landparzellen, die voraus-

sichtlich von Groÿinvestor*innen ge-
kauft werden sollen. Schlechte Vor-
aussetzungen für kleine Projekte!
Doch die Stadt Heidelberg hat das
Recht, Flächen zu kaufen, bevor die-
se auf den Markt kommen. Des-
halb haben sich die kleinen Initia-
tiven als �Heidelberg vernetzt� zu-
sammengetan und fordern von der
Stadt, Parzellen zum Weiterverkauf
an ihre Projekte, sowie für bezahl-
bare Mietwohnungen und städtische
Infrastruktur von der BIMA zu kau-
fen.

Angesichts der Lage auf dem in-
ternationalen Immobilienmarkt ist
dies eine von wenigen Chancen, die
vielfältigen Ideen der Projekte zu
verwirklichen. Es ist unabdingbar,
dass die Stadt Heidelberg wenigs-
tens den Teil der Konversions�ä-
chen, für den konkrete Initiativen
konkrete Pläne haben, dem Immobi-
lienmarkt entzieht. Alles andere wä-
re ein A�ront gegenüber den Men-
schen, die sich seit Jahren für ein
solidarischeres Leben in Heidelberg
einsetzen. Eine direkte Zusage der
Stadt Heidelberg fehlt bislang.

Freiraum

Warum Handeln dringend geboten
ist wird im normalen Alltag oft

auf scheinbar banale Weise deutlich.
Das Leben in dieser Gesellschaft ist
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bei weitem nicht frei. Sexistische
Übergri�e sind nicht nur im Hei-
delberger Nachtleben an der Tages-
ordnung. Oft werden sie einfach so
hingenommen, weil man der Abend
ruinieren nicht ruiniert werden soll.
Aber diese Alltäglichkeit ist für viele
unerträglich. Niemand sollte entwe-
der diese Art der Erniedrigung hin-
nehmen, oder sich gänzlich vom Par-
ty machen verabschieden müssen.

Euch geht es möglicherweise
auch manchmal so, dass ihr, wenn
ihr einen Club, ein Restaurant, oder
einfach nur die Stadtbücherei be-
tretet, das Gefühl habt, die Men-
schen in eurer Umgebung urtei-
len über euch, versuchen euch in
Kategorien zu pressen und behan-
deln euch dementsprechend. Viel-
leicht gibt euch ein schräger Blick
dieses Gefühl oder ein Kommentar
den ihr zufällig mithört. Das wieder-
um schränkt euch in euren Handlun-
gen und eurem aktiven Leben stark
ein, ihr könnt nicht so reden, euch so
bewegen, ja einfach so atmen wie ihr
es in diesem Moment für richtig hal-
tet. Vielleicht sucht ihr nach einem
Ort, an dem dies nicht der Fall ist,
einem Ort an dem ihr euch frei füh-
len und entfalten könnt? Aber wie
könnte ein solcher Ort gestaltet wer-
den?

Allerdings ist das normalerwei-
se mit dieser Idee verbundene Wort,
Freiraum, in der letzten Zeit mehr-
fach � z.B. durch ein einschlägiges
Immobilienprojekt mit dem Namen
Bahnstadt � in Mitleidenschaft ge-
zogen worden. Die Bahnstadt, ein
teures Prestigeprojekt der Stadt,
wird zur Zeit in Heidelberg errich-
tet. Der �Freiraum� Bahnstadt er-
schöpft sich jedoch bislang darin,
dass zwischen den prunkvollen Neu-
bauten keinerlei Leben statt�ndet.

Dies soll uns aber nicht davon
abhalten das Wort �Freiraum� zu
verwenden; es soll dabei nicht der
Eindruck entstehen, unser politi-
sches Ziel würde sich in Eigentums-
wohnungen und Stadtvillen erschöp-
fen, wie dies im Falle der Bahnstadt
geschieht. Wir wollen nicht zulassen,
dass der Begri� �Freiraum� auf diese
Weise umgedeutet wird. Deswegen
möchten wir genauer erklären, was
wir mit �Freiraum� meinen. Einem
Begri�, der so schillernd ist, dass wir
ihn beinahe durch den Begri� �Re-
genbogen� ersetzen wollten.

Wie kann nun dieser Freiraum
überhaupt aussehen? Es soll ein
Raum sein, in dem sich jede*r genau
so wohl fühlen kann, wie er*sie ist,
wo er*sie sich nicht verstellen muss
um angesehen zu werden, wo sich
nicht bewiesen werden muss und die
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Grenzen eine*r*s Jeden respektiert
werden. Das ist natürlich nur mög-
lich, wenn jede*r der*die sich dar-
in bewegt, auch die Grenzen der
anderen respektiert und sich nicht
darüber hinwegsetzt. Deshalb haben
Antisemitismus, Rassismus, Faschis-
mus, Sexismus, Nationalismus, Ho-
mophobie, Diskriminierung und die
restliche Scheiÿe, die in der hiesi-
gen Gesellschaft als deutsche Nor-
men und Werte verkauft werden, in
einem Freiraum keinen Platz. Wir
wollen einen Raum scha�en frei von
Konsumzwang und Verwertbarkeit.

Dieser Freiraum soll aber nicht
nur ein luftleerer Raum sein, in dem
mensch frei von vielen Dingen ist,
es soll auch ein Raum sein, in dem
mensch frei zu kultureller und poli-
tischer Arbeit ist. Für emanzipatori-
sche politische Arbeit gibt es in der
deutschen parlamentarischen Demo-
kratie keinen Platz, diese bindet
bloÿ jede Initiative in Vertretungs-
strukturen ein. Wer seine Stim-
me nicht abgeben sondern einset-
zen möchte, wer das eigene Umfeld
selbst gestalten möchte, wer selbst
über die eigenen Belange entschei-
den möchte, statt jahrzehntelang an
Gremien voller Vertreter*innen zu
appellieren, die selbst meist nicht
von ihren Entscheidungen betro�en
sind, benötigt Raum dazu.

Genau diese Räume werden
aber aktuell durch die Mehrheits-
demokratie immer weiter zurück-
gedrängt. Man könnte meinen, sie
fürchte um ihre Macht gegen-
über den Menschen, deren Macht
sie angeblich demokratisch ausübt.

Warum wir das für nötig halten? Die
Normalität ist uns zu absurd.

• Es gilt als normal, wenn � re�ek-
tiert, selbstbestimmt und über Se-
xismus erhaben � vormittags in
der Weststadt auf 9 Mütter mit
Kleinkind 1 Vater mit Kleinkind
kommt.

• Es gilt als normal, wenn �
wo Rassismus längst o�ziell aus
dem deutschen Staat verschwun-
den scheint � Ge�üchtete in eine
�Sammelunterkunft� (das ist der
Name in Behördensprech, die Ge-
�üchteten nennen es �Lager�) ne-
ben dem Pfa�engrunder Gewer-
begebiet gepfercht und mit zweck-
gebundenen Gutscheinen weit un-
ter dem Wert des verfassungsge-
richtlich festgestellten Existenz-
minimums abgefertigt werden; die
gesetzliche Grundlage dafür wur-
de übrigens 1993 infolge der Po-
grome in Hoyerswerda, Rostock-
Lichtenhagen, Solingen etc. ge-
scha�en.
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• Es gilt als normal, wenn � in
der vielfältigen, bunten Gesell-
schaft die mit Selbstverständlich-
keit keine �kulturell-rassistischen
Zuschreibungen� vornimmt � Ju-
gendliche mit türkischen Namen
achtmal so viele Bewerbungen
schreiben müssen wie ihre Schul-
freund*innen mit deutschen Na-
men, während die Nation un-
geniert ihre Deutschlandfähnchen
wedelt.

• Es gilt als normal, wenn � in Zei-
ten, in denen man die Interes-
sen der Jugendlichen ernst nimmt
� Heidelberger Jugendinitiativen
von der Kommunalpolitik jahre-
lang hingehalten, zermürbt und
abserviert werden.

• Es gilt als normal, wenn �
70 Jahre nach dem Ende des
deutschen Faschismus � Politi-
ker*innen, Chef*innen und Leh-
rer*innen nach ihren Führungs-
qualitäten beurteilt werden.

• Es gilt als normal, wenn � in Zei-
ten, in denen selbstverständlich
unzählige Richtlinien gegen öko-
logische Zerstörung erlassen wur-
den � jeden Tag hunderte Ki-
lo Brot in die Müllcontainer der
Bäckereien wandern, tonnenweise
Milch weggeschüttet wird.

• Es gilt als normal, wenn � frei von
jeder Homophobie und lediglich
zum angeblichen Schutz der �tra-
ditionellen� Familie � Lesben und
Schwulen immer noch das Adopti-
onsrecht vorenthalten wird, wäh-
rend �schwul� in der Schule als
Schimpfwort gebraucht wird.

• Es gilt als normal, dass an der PH,
die Sonderpädagogik unterrichtet,
es keine Barrierefreiheit gibt.

Eben absurd.

Angesichts dieser Zustände müs-
sen wir Räume (im weitesten Sinne
des Wortes) scha�en, die Normali-
tät hinterfragen und die Freiheit las-
sen, Alternativen zu denken. Räu-
me, wo Faschismus, Sexismus, Ho-
mophobie, Rassismus, Antisemitis-
mus, und jede sonstige Diskriminie-
rung keine Chance haben. Es geht
darum, mögliche bessere Welten zu
entdecken und die ersten Schritte
dorthin zu unternehmen. Selbstbe-
stimmt, gemeinsam und solidarisch.

Dass es in Heidelberg momen-
tan nur wenige Freiräume in un-
serem Sinne (s.o.) gibt, ist aber
nicht allein darauf zurückzuführen,
dass es im Rathaus und an an-
deren verantwortlichen Stellen ein
paar Personen gibt, die sich uns in
dem Bestreben einen solchen Raum
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zu scha�en in den Weg stellen.
Vielmehr muss die uns umgebende
Gesellschaftsordnung verantwortlich
gemacht werden.

In einem System, das sich
auf Pro�tmaximierung, auf
Produktions- und Konsumzwang
stützt, sind alle Elemente die sich
nicht in dieser Weise verwerten las-
sen unerwünscht. Ein Ort, an dem
diese Herrschaftsverhältnisse hinter-

fragt werden und der ihnen nicht un-
terworfen ist, kann dagegen schwer
bestehen. Solange Eigentum, Mie-
ten, Materialkosten und die absolute
Notwendigkeit der Re�nanzierung
entscheidend bleiben, lässt sich in
der aktuellen Gesellschaft auch kein
kleiner Freiraum umsetzen. Diese
unterdrückenden Verhältnisse gilt
es umzukrempeln.

Sexismus und Alltag

Oft hört man, Sexismus spiele keine
groÿe Rolle mehr, die Frauen seien
doch schon emanzipiert, und über-
haupt, wir haben doch eine Kanzle-
rin. Aber stimmt das?

Seit langem gibt es die Idee, dass
es zwei biologisch völlig verschiede-
ne Geschlechter, nämlich Mann und
Frau, gebe. Diese werden seitdem
durch ein Bündel von Eigenschaf-
ten beschrieben, die einander entge-
gengesetzt sind, oder auch bloÿ als
entgegengesetzt konstruiert wurden.
Oft sind diese Eigenschaften mit
der Vorstellung eines idealen männ-
lichen bzw. idealen weiblichen Kör-
pers eng verknüpft worden, bezogen
sich aber zugleich auf den Charak-
ter. Beispielsweise stark/schwach,

geistreich/gefühlvoll, aktiv/passiv,
aggressiv/sanft.

Diese Vorstellung sollte eigent-
lich von der Existenz von Intersexu-
ellen, von Menschen deren gefühltes
und körperlich zugeschriebenes Ge-
schlecht nicht zusammenpassen, ei-
gentlich sogar von jedem einzelnen
Menschen arg hinterfragt worden
sein, denn niemand entspricht dem
Idealbild von �Mann� oder �Frau�
vollständig. Doch sie hält sich er-
staunlich beharrlich. Ob im Spielwa-
renladen, der strikt nach blau und
rosa trennt, in der Mode, oder beim
Umzug, wo völlig selbstverständ-
lich nach �starken Männern� geru-
fen wird, weil davon ausgegangen
wird, dass ein Mann besser schlep-
pen kann als eine Frau � auch wenn
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er täglich im Büro sitzt und nie
Sport treibt während sie täglich alte
Menschen auf ihre Rollstühle hievt.

Es ist alles andere als einfach,
diese alltäglichen Zuschreibungen,
die uns alle einschränken, loszuwer-
den. Wir müssten aufmerksam hin-
schauen, welche Rollen im eigenen
und im fremden Kopf herumgeis-
tern. Dinge ausprobieren, bei denen
wir gelernt haben andere für kompe-
tenter zu halten. Wir müssten auch
mal in den sauren Apfel einer �unty-
pischen� Aufgabe beiÿen, die unge-
wohnt und anstrengend sein kann.

Doch diese kruden Norm-
Vorstellungen beziehen sich nicht
nur auf einzelne Menschen, sondern
auch auf ihre Beziehungen. Es galt
lange, dass sexuelle Beziehungen
nur zwischen einem Mann und einer
Frau akzeptabel seien. Die Verant-
wortung für das Geld galt in den
Familien, die sich leisten konnten,
dass nicht alle Erwerbsfähigen lohn-
arbeiten, als Männersache; die Ver-
antwortung für die Kinder und den
Haushalt als Frauensache.

Bis ins 21. Jahrhundert gab
und gibt es Benachteiligungen für
nicht-Heterosexuelle und für alle die
nicht recht ins Mann/Frau-Schema
hineinpassen; sei es beim Adopti-
onsrecht oder beim Sterilisations-
zwang für Menschen, die ihr Ge-

schlecht verändern möchten. Nicht-
Heterosexuelle werden zwar in Euro-
pa nicht mehr auf o�ener Straÿe ge-
lyncht, aber in der Schule so oft ge-
mobbt, dass die Selbstmordrate im
Jugendalter für sie deutlich höher
ist.

Programme für Vereinbarkeit
von Familie und Beruf zeugen zwar
von einem gewissen Bewusstsein
für Rollenverteilungen in der Ge-
sellschaft, das über die letzten
100 Jahre von Feminist*innen er-
kämpft wurde. Sie werden jedoch
von erschreckend vielen Menschen
als �Frauensache� betrachtet. Par-
teien lassen vor Wahlen stets Frauen
zu diesem Thema sprechen. Im Jahr
2010 teilten sich 94% der jungen Fa-
milien ihre Elternzeit nicht fair auf,
sondern lieÿen den Vätern viel weni-
ger als den Müttern zukommen � zu
Drei Vierteln hatten die Väter gar
keine Elternzeit. Das alles zeugt da-
von, wie weit der Weg noch ist, bis
diese Vorstellungen als überwunden
gelten dürften.

Sexismus ist aber nicht nur Rol-
lenzuschreibung, sondern wertende
Rollenzuschreibung, bei der fast im-
mer die Frau am Ende als min-
derwertig dasteht. Was früher ju-
ristische Realität war: dass Männer
Frauen wie Objekte besitzen, zeigt
sich heute �nur noch� auf Werbe-
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plakaten und im Fernsehen. Wie oft
werden Frauen als Dekorationsob-
jekt zum Verkauf irgendeiner Wa-
re missbraucht? Welches Bild von
Frauen vermitteln die meisten Por-
nos? Wie sieht's mit Germany's
Next Topmodel aus? Oder mit Frau-
entausch? Wie viele Filme kennt ihr,
in denen 1. mindestens zwei Frauen
mitspielen, die 2. sich miteinander
unterhalten, und zwar 3. über etwas
anderes als einen Mann?

Diese Bilder, die wir uns tagtäg-
lich in den Kopf p�anzen, lassen nie-
manden ungezeichnet und keine Be-
ziehung verschont. Schöner wäre es,
wenn wir einander unvoreingenom-
men begegnen könnten, als die Men-
schen die wir sind mit den Vorlieben
die wir haben. Frei von Zuschreibun-
gen, Einschränkungen und gegensei-
tigen Kontrollen.

Überwachung

�Big Brother is watching you� stand
im Sommer auf Plakaten rund um
den Bismarckplatz; darauf war ein
Kind mit Zöpfen und Kleid zu se-
hen, mit Smartphone in der Hand,
wobei Satelliten und Kameras die
Bewegung des Kindes verfolgten.

Was bewirkt die Erkenntnis
der Überwachung?

Sobald ein Mensch sich beobachtet
fühlt, verhält er sich wie ein beob-
achteter Mensch. Wir alle sind nicht
nur Gesetzen, sondern auch unge-
schriebenen Verhaltensnormen un-
terworfen. Vielleicht bist du schon
einmal nachts über eine menschen-
leere Straÿe getanzt, weil dich dort

niemand schräg anstarren kann.
Diese Unbekümmertheit wird von
Überwachung gefährdet. Natürlich
kannst du dich mit ein wenig Selbst-
bewusstsein darüber hinwegsetzen,
dass irgendwelche Passant*innen
dich schräg anstarren, und nach-
mittags durch die Gegend tanzen.
Doch das geht nur, solange du keine
negativen Konsequenzen befürchten
musst.

Wenn Tanzen auf der Straÿe
verboten wäre, und du befürchten
müsstest, dass irgendjemand, der
dein Tanzen sieht, es an Leute ver-
rät, die dich später dafür bestra-
fen werden, wäre bereits dein Tanz
auf der Straÿe ein riskanter politi-
scher Akt. Die Fiesheit der Über-
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wachung im digitalen Zeitalter liegt
nun hierin: Es wird nicht nur Ver-
halten verfolgt, das aktuell verboten
oder unerwünscht ist, als Ordnungs-
widrigkeit oder Verstoÿ gegen Haus-
ordnungen gilt. Sondern die Spei-
cherung der Daten ermöglicht je-
der zukünftigen Staatsmacht, dein
heutiges Verhalten auf Konformität
mit ihren Gesetzen zu überprüfen.
So bewirkt Überwachung vor allem
eins: Die Kontrolle und Zensur der
Bürger*innen über sich selbst.

Inwieweit ist �normales Ver-
halten� überhaupt feststell-
bar?

Die technische Situation sieht in
etwa so aus: Bildverarbeitungs-
Programme können Personen und
Gesichter auf digitalen Videoauf-
nahmen entdecken (z.B. Google
Earth verpixelt nach Protesten Ge-
sichter und Nummernschilder). An-
dere Programme können die Bewe-
gungsgeschwindigkeit von Personen
analysieren und somit plötzliches
Loslaufen, eigenartiges Herumlun-
gern, untypische Richtungswechsel
etc. im Vergleich mit �normalen� Be-
wegungsmustern registrieren. Bio-
metrische Photos ermöglichen deine
Identi�kation. Zusammen mit For-
schung zum Ausdruck von Emotio-

nen ergibt sich ein Stückchen Deut-
barkeit deines Gesichtsausdrucks.
Der Wust von Wortmüll aus E-Mails
und Chats lässt sich nicht nur nach
verdächtigen Wörtern durchsuchen,
sondern Programme zur Sprachana-
lyse können auch überprüfen, ob
solche Worte sich häufen und in
welchem Kontext sie stehen. Diese
Programme funktionieren umso bes-
ser, je mehr Sprachbeispiele sie zum
�Training� hatten, sodass jede un-
verschlüsselte E-Mail dazu beitra-
gen kann, die Analyse genauer zu
machen. Ein soziales Netz auf Fa-
cebook steht o�ensichtlich online,
doch auch andere Internetnutzung
kann durch die Verwertung von IP-
Adressen und sonstigen Metadaten
Rückschluss auf den Lebensstil von
uns und unseren Freund*innen lie-
fern. Jedes Handy, jedes Smartpho-
ne, ist automatisch eine Ortungs-
wanze (ohne Einloggen bei Funk-
masten und Satelliten könnte es
nicht funktionieren), deren Daten
dann nur noch abgegri�en werden
müssen. Durch stille SMS kann bei
den Geräten auÿerdem das Mikrofon
angestellt werden. Die Spracherken-
nung ist gut genug, um die Audioda-
ten in Text zu verwandeln.

Die Technik ist da; die eigent-
liche Frage ist nun, welche Daten
gesammelt werden, welche Analy-
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sen damit durchgeführt werden, und
warum. Da kann es um Verkehrss-
tromregulierung im Autoverkehr zur
Staubekämpfung gehen. Oder dar-
um, ein Warnlämpchen aufblinken
zu lassen, sobald eine Person ih-
re Reisetasche in der Fuÿgängerzo-
ne abgestellt hat und dann lossprin-
tet. Oder darum, zu bemerken, wenn
fünf Leute unau�ällig am Bahnhof
rumlungern, ehe sie sich zusammen-
�nden. Wer maÿt sich wann mit wel-
chem Recht an, einzugreifen? Wer
entscheidet anhand welcher Kriteri-
en, wie die �normalen� Vergleichs-
muster jedes Verhaltens aussehen?
Letztlich liegt das Problem darin,
dass einige wenige Menschen in der
Lage sind, verbindlich darüber zu
entscheiden, wie alle Menschen sich
verhalten sollen.

Stadtplanung wird auf funktio-
nierende Verkehrsströme ausgerich-
tet � wird irgendwann jedes Hinder-
nis gebeten, sich aus dem �falschen
Platz� im ö�entlichen Raum zu ent-
fernen? Wenn du ein paar Mal beim
Warten im Bahnhof, also auf dem
Privatgelände der Deutschen Bahn,
auf dem Boden saÿt bis Securitys
dich aufscheuchten � wird dir dann
einst verboten den Bahnhof zu be-
treten, auch wenn es drauÿen regnet
und kalt ist? Demonstrationen wer-
den schon heute mit absurden Auf-

lagen eingeschränkt, vollständig ab-
ge�lmt und manchmal die Handyda-
ten aller Anwesenden erfasst wie in
Dresden 2011 � kriegt in Zukunft je-
de Person eine Vorladung zur Poli-
zei, die auf die ungenehmigte Stra-
ÿenseite gelaufen ist?

Die Reichweite der Konsequen-
zen, die die Besitzer*innen von
ö�entlich nutzbarem Privatgelän-
de (wie Einkaufszentren), die Po-
lizei, die Staatsanwaltschaft, oder
die Geheimdienste aus der Möglich-
keit vollständiger Überwachung zie-
hen werden, sind unüberblickbar.
Absolut klar ist jedoch, dass sie
nicht hinnehmbar sind. Eine Gesell-
schaft, die Freiheit als reibungslo-
ses Funktionieren eines unmensch-
lichen Apparats de�niert und da-
für die Menschen darin versklavt,
zwingt die Menschen zur Identi�ka-
tion mit dem Apparat zum Preis der
Aufgabe ihrer Identität. Eine Ge-
sellschaft, die von einem lückenlosen
Netz der Kontrolle und Repression
überzogen ist, hat statt eines krea-
tiven, bunten, lebenswerten Lebens
nur noch Verdächtigung, Vereinze-
lung und Verleumdung zu bieten.
George Orwell sah das schon 1948,
als er den �Big Brother� aus seinem
Roman �1984� erfand.

So möchten wir nicht leben. Wir
möchten selbst über unsere Lebens-
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art bestimmen und solidarisch mit
unseren Mitmenschen umgehen.

Auÿer Kontrolle geraten

Ebenfalls in diesem Sommer ent-
hüllte Edward Snowden, was Ha-
cker*innen seit Jahren gepredigt
hatten: Geheimdienste überwachen
restlos alle Kommunikation, und die
informationstechnischen Mittel zur
Auswertung der Daten und Meta-
daten sind vorhanden. Das Problem
ist also hinlänglich bekannt. Doch
warum tut sich nichts?

Die häu�gste Reaktion auf
Überwachung ist dumpfe Resigna-
tion. Immerhin glaubt kaum noch
jemand daran, dass es wirklich um
Terrorismusbekämpfung oder Ge-
fahrenabwehr ginge. Die Aufde-
ckung des 10 Jahre anhaltenden
Terrors durch den �Nationalsozialis-
tischen Untergrund� mit Kenntnis
und Unterstützung des deutschen
Inlandsgeheimdiensts (�Verfassungs-
schutz�) über V-Leute hat klarge-
stellt, dass dies nur das Label auf
der Überwachung ist. In der Defen-
sive zieht man sich darauf zurück,
nichts wirklich Kritisches zu verber-
gen zu haben.

Was die Überwachungsappara-
te alles interessiert und für wel-
che Zwecke sie ihre Ressourcen
einsetzen, zeigte sich als Heidel-

berger politische Gruppen im De-
zember 2010 den Student Simon
Brenner als LKA-Polizeispitzel Si-
mon Bromma enttarnt haben. Er
beschnü�elte das Bildungsstreik-
Umfeld, Kletter-Aktivist*innen und
das �No Border�-Camp in Brüssel,
ein politisches Aktionscamp für die
Rechte von Ge�üchteten. Die Über-
wachung ging bis ins Privatleben
der Betro�enen. Bis heute werden
die Akten des Falles unter angeb-
lichen Geheimhaltungsgründen den
Betro�enen und den Gerichten,
die über die Rechtmäÿigkeit des
Einsatzes entscheiden sollen, vor-
enthalten. Lediglich �In camera�-
Geheimgerichte wurden bislang da-
mit befasst. Der Fall wird von Justiz
und Politik verschleppt.

Immerhin wissen wir jetzt, dass
o�enbar genügend Ressourcen vor-
handen sind, um jegliche nonkonfor-
me Aktivitäten zu überwachen, ob
harmlos oder nicht. Es gibt Schutz-
maÿnahmen, die von Hacker*innen
empfohlen werden und im Inter-
net gut erklärt sind (Nutzung al-
ternativer Suchmaschinen, E-Mail-
Verschlüsselung, O� the Record -
Chat, anonymes Internet durch Tor
oder Darknet); doch auch diese ha-
ben Tücken, und lösen im übrigen
das Problem nicht. Es sind politi-
sche Entscheidungen, die zuerst die
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umfassende Sammlung und Speiche-
rung und schlieÿlich die kontrol-
lierende, freiheitsberaubende Nut-
zung von Daten ermöglichen. Die
Machtverhältnisse, die solche politi-
schen Entscheidungen für Überwa-
chung und Kontrolle befördern, gilt
es aufzulösen. Wir müssen die Kon-

trolle über unser eigenes Leben zu-
rückerlangen, wenn wir nicht mit se-
henden Augen in die totalitäre Ge-
sellschaft hineinrennen wollen. Nie-
mand hat das Recht, andere Men-
schen zu überwachen, zu kontrol-
lieren, zu sanktionieren. Wir wollen
selbstbestimmt sein.

Ö�entlicher Raum

Was das ö�entliche Leben aus-
macht, hängt insbesondere von un-
serem Verständnis von Ö�entlich-
keit ab. Ö�entlichkeit, das heiÿt,
einen Raum zu haben, der für das
Gemeinwesen zugänglich ist. Da-
bei ist unerheblich, ob dieser Raum
ein physischer Raum ist, wie ein
Gemeinde- oder Kulturzentrum, ein
abstrakter Raum, wie das ö�entliche
Leben, oder ein virtueller Raum, wie
das Internet.

Ein ö�entlicher Raum existiert
dann, wenn dieser wirklich den
Menschen zugänglich ist, die zum
Gemeinwesen gehören. Wenn der
Raum wirklich zugänglich ist. Denn
es kommt vor, dass ein Raum zwar
per Gesetz oder durch sonstige Be-
hauptung ö�entlich zugänglich sein
soll, dieser aber aus anderen Grün-
den nicht genutzt werden kann, oder
nur von einem Teil der Menschen.

Dann löst sich der Gesellschaft-
liche Diskurs auf, der eine freie Ge-
sellschaft ermöglichen könnte, die
auf Absprache und Konsens zwi-
schen den Individuen beruht. Statt-
dessen sitzen Menschen oft zu Hau-
se, in einer zunehmend anonym wer-
denden Stadt, weil wenig Raum
für Begegnung existiert. In Heidel-
berg ist die Altstadt für Tourismus
und Einkäufe optimiert. Tätigkei-
ten, von denen man ausgeschlossen
sein kann, wenn man nicht über ge-
nügend Wohlstand verfügt.

Sobald Menschen den ö�entli-
chen Raum für andere Zwecke nut-
zen wollen, wird dieser Ausschluss
sichtbar. Wer versucht sich durch
Straÿenkunst seinen Unterhalt zu
verdienen, um eventuell an dem was
in der Altstadt als ö�entliches Le-
ben verkauft wird, teilzuhaben, hat
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sich an genau vorgegebene Spielzei-
ten und -orte zu halten.

Wer gemütlich mit Freunden bei
einem Bier laue Sommerabende auf
den zahlreichen Plätzen Heidelbergs
verbringen will, sieht sich mit Grup-
pierungen wie LindA (�Leben in der
Altstadt�) konfrontiert, die sich für
mehr Überwachung, Kontrollen und
Einschränkungen wie beispielswei-
se ein Alkoholverbot einsetzt, ins-
besondere da ihnen die Feierkultur
in der Altstadt ein Dorn im Auge
ist. Während einerseits das Bedürf-
nis nach Nachtruhe verständlich ist,
ist es kurzsichtig, im Zentrum der
Stadt und im Kneipenviertel diese
Kompromisslos einzufordern. Insbe-
sondere gilt dies dann, wenn wie in

Heidelberg alternative unkommerzi-
elle Veranstaltungsorte fehlen.

Und all das unterstützt die Stadt
durch eine hohe Präsenz des Ord-
nungsamtes, welches in seiner über-
triebenen Angst, die Ruhe, Ord-
nung und Sauberkeit der Altstadt
könnten in Gefahr geraten, zu je-
der Tages- und Nachtzeit Kontrol-
len durchführt. Freie Entfaltung und
unkommerzielle Kultur und Zusam-
menkünfte sind nicht erwünscht. So
scheint nur die Flucht in den priva-
ten Raum zu bleiben um die Stadt
für kommerzielle Groÿveranstaltun-
gen wie �The Wedding� oder den
�Heidelberger Herbst� frei zu ma-
chen.

In den Kontext gerückt

Mit all diesen Entwicklungen reiht
sich Heidelberg in eine stra�e
Wettbewerbslogik ein, die nun in
den meisten Städten die Überhand
zu nehmen scheint. Gentri�zierung,
Verdrängung, hohe Mieten, Überwa-
chung und Kontrolle sind Phänome-
ne, die in unzähligen anderen Städ-
ten schon angeprangert und proble-
matisiert wurden. Auch dort werden
die Forderungen nach unkommer-
ziellen Räumen seit Jahren immer

lauter, gerade nach der Räumung
des Instituts für Vergleichende Irre-
levanz in Frankfurt oder der aktuel-
len Bedrohung des Autonomen Zen-
trums Köln, und auch dort scheint
die Stadtpolitik jegliche Art alter-
nativer Lebensformen auslöschen zu
wollen. Und dies ist nicht nur bun-
desweit, sondern in den meisten
Städten der Welt zu beobachten.

Nervig genug, dass wir in ei-
nem System leben, in dem eine For-
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derung nach Freiräumen überhaupt
notwendig ist, weil nur dieses es er-
möglicht, es in dieser Gesellschaft
überhaupt auszuhalten. Umso frus-
trierender ist dann nicht nur, dass
die Forderungen von den jeweilig zu-
ständigen Politiker*innen ignoriert
oder gar aktiv bekämpft werden. Die
Erkenntnis tut weh, dass die Stadt-
politik sich den Zwängen des Kapi-
talismus widerstandslos unterwirft.
Den Bewohner*innen wird einzig
und allein eine Rolle als Konsumie-
rende zugesprochen, in allen ande-

ren Bereichen sind deren Interessen
nicht von belang. Betrachtet man
die Wettbewerbsstruktur der Städte
untereinander sowie die Logik, unter
der die gesamte Stadtenwicklung ge-
führt wird, scheint es plötzlich nicht
mehr zielführend, irgendwelche For-
derungen an die Politik zu stellen.

Daher ist es an der Zeit sich
was anderes zu überlegen, und zu-
sammen versuchen, die Verhältnisse
zu verändern, uns unsere Städte zu-
rückzunehmen, und dort so zu leben
wie wir es uns vorstellen.
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Der folgende Text wurde als Aufruf zur Nachttanzdemo am 27.Septem-

ber 2013 geschrieben.

Aufruf zur Nachttanzdemo in Heidelberg

Wir wollen zu Hause sein und doch
bewegen wir uns durch unsere Stadt
wie Gäste in einer fremden Woh-
nung. Die historischen Fassaden, die
bunten Schilder, die jene Häuser
schmücken, die uns so nah schei-
nen und doch so fern geworden sind,
sie können uns nicht darin täuschen,
dass wir den Ort an dem wir leben,
selbst gestalten wollen.

Aufwändige Imagekampagnen
der Stadt erklären uns, wie jung
und kreativ, wie hip und roman-
tisch diese Stadt ist, aus der wir,
sobald wir den Latte Macchiato im
Café mit Schlossblick nicht mehr
bezahlen können, schnellstmöglich
verdrängt werden sollen. Wir ver-
suchen den ö�entlichen Raum zu
nutzen und werden verjagt, sobald
wir mit Kreide malen.

Wenn wir das Nachtleben ge-
nieÿen wollen, wird die Innenstadt
zur Ruhezone erklärt, wenn Schul-
abschluss gefeiert wird, prügelt die
Polizei auf der Neckarwiese, wenn
wir ein Bier in kleiner Runde trinken
wollen, weist uns ein Alkoholverbot
in unsere Schranken. Der ö�entliche
Raum, in dem wir leben dürfen, ist

klein und er schrumpft. Ein Jugend-
zentrum gibt es nicht.

Die Verdrängung von Menschen
aus der Stadt geht aber noch wei-
ter. Beinahe unsichtbar werden so-
zial schwächere Menschen aus dem
Stadtbild vertrieben. Obdachlose
scheinen das Shopping-Gefühl in der
Altstadt zu stören und werden von
dort weg geschickt. Die Probleme
werden nicht angegangen, sondern
versteckt, verboten und weg gescho-
ben. Menschen, die sich bei uns um
Asyl bemühen, werden ausgegrenzt
und in Vierteln und Lagern am Ran-
de der Stadt einquartiert, von wo
sie mangels Geld und Anbindung
des ö�entlichen Nahverkehrs von der
Teilnahme am gesellschaftlichen Le-
ben ausgeschlossen werden, anstatt
dass wir sie in unsere Mitte holen.

Durch Mietpreiserhöhung wer-
den oft auch Menschen von Verdrän-
gung und Ausgrenzung betro�en,
die schon lange in der Stadt wohnen.
Gleichzeitig stehen auch hier viele
Gebäude leer. Räume, die für eine
unkommerzielle Kultur genutzt wer-
den könnten. Seit Jahrzehnten gibt
es hier solche Räume nicht mehr.
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Es existieren ein paar kleine Pro-
jekte, in denen man sich zum ge-
meinsamen Essen tre�en kann, aber
für Ausstellungen, Konzerte, gröÿe-
re Partys oder Veranstaltungsreihen
sind sie nicht geeignet. Genau sol-
che Räume aber brauchen wir. Frei-
räume, in denen wir uns selbst ent-
falten können, egal wer wir sind
oder wer wir sein wollen. Alle Pläne,
ein kulturelles Zentrum in der Stadt
umzusetzen, wurden jedoch in den
letzten Jahren von den städtischen
Gremien zerredet oder auf unbe-
stimmte Zeit verschoben. Sie pass-
ten nicht ins Konzept, die Stadtvier-
tel durch Kreativwirtschaft gewinn-
bringend aufzuwerten.

Wir wollen nicht weiter die aus-
getretenen Wege gehen, die unse-
re Selbstbestimmung zunichte ma-
chen. Sie sind unerträglich. Die Ge-
sellschaft mag funktionieren, wenn
man ihnen diesen stur, ohne aufzu-
sehen, folgt, aber nur zu funktionie-
ren, erscheint uns nicht lebenswert.
Wir werden unseren freien Willen
niemals preisgeben.

Wir kämpfen mit den Menschen
in Hamburg und Berlin, in Lon-
don und Paris und überall, wo sie
sich gegen die Verdrängung aus ih-
ren Städten wehren. Wir sind soli-
darisch mit all jenen, deren Felder
austrocknen, weil ihnen das Wasser

abgegraben wird, um wirtschaftliche
Gewinne zu generieren; deren Bo-
den vergiftet wird, um die Rohsto�e
zu fördern, nach denen die globale
Wirtschaft zu dürsten scheint. Über-
all, wo die Wirtschaft, der Staat, das
Militär Vertreibung einläutet, stel-
len wir uns entgegen. Für eine Ge-
sellschaft, in der es wieder um die
Menschen geht, und nicht nur noch
darum, das groÿe Ganze am lau-
fen zu halten. Wo wir gehen und
stehen, auf allen Straÿen und Plät-
zen, folgen uns die Augen der Ka-
meras. Wenn wir uns engagieren,
durchleuchten Spitzel der Behörden
unser Privatleben. Flüchten wir in
den virtuellen Raum, wird jeder un-
serer Schritte überwacht und auf
alle Zeit gespeichert. Jeder dieser
Schritte dient der Kontrolle, macht
uns berechenbar für den Ablauf der
groÿen Maschine. Wir lassen uns
nicht länger kontrollieren. Wir wer-
den ausbrechen.

Egal wie viel Wohlstand wir ha-
ben, ob uns Behinderungen zuge-
schrieben werden, egal welchen Ge-
schlechts wir sind, welcher Herkunft,
oder welches Alter wir haben, wir
müssen selbst entscheiden, wie wir
auf diesem Planeten zusammenle-
ben wollen, auf diesem Stück Land
und in dieser Stadt. Die Stadt ge-
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hört uns und wir werden sie uns zu-
rücknehmen.

Wir werden nicht darauf warten,
dass jemand anders anfängt, den öf-
fentlichen Raum neu zu erö�nen.
Am 27.09.2013 nehmen wir uns die
Straÿen. Wir gehen den allerersten
kleinen Schritt. Wir tanzen ihn.

Kommt mit uns zur Nachttanz-
demo zum Heidelberger Hauptbahn-
hof ab 18 Uhr und ab 16 Uhr zum
Straÿenfest auf dem Wilhelmsplatz
in der Heidelberger Weststadt! Wer-
det aktiv, denn die Stadt gehört uns
allen!
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